
Auszüge aus der Oberstufen- und Abiturverordnung (OAVO) 
 
§ 30 Verfahren bei Täuschungen und anderen Unregelmäßigkeiten 
 
(1) Benutzt eine Prüfungsteilnehmerin oder ein Prüfungsteilnehmer unerlaubte Hilfsmittel, begeht eine 
Täuschung, unternimmt einen Täuschungsversuch oder leistet einer Täuschungshandlung Vorschub, 
entscheidet der Prüfungsausschuss nach Klärung des Sachverhaltes und Anhörung der 
Prüfungsteilnehmerin 
oder des Prüfungsteilnehmers, der Tutorin oder des Tutors und der aufsichtführenden Lehrkraft 
möglichst noch am gleichen Tag über die weiteren Maßnahmen. 
(2) Folgende Maßnahmen kommen in Betracht: 
1. In leichten Fällen wird die Arbeit unter Aufsicht mit einem neuen Thema wiederholt. 

2. In schweren Fällen wird die Prüfung als „nicht bestanden" erklärt, vor allem wenn die Täuschung 
oder der Täuschungsversuch vorbereitet war. 
3. Wird eine Täuschungshandlung erst nach Aushändigung des Abiturzeugnisses erkannt, kann das 
Staatliche Schulamt die Prüfung als „nicht bestanden" erklären und das Zeugnis einziehen. 
(3) Wer auch bei der Wiederholungsprüfung täuscht oder einen Täuschungsversuch unternimmt, kann 
vom Staatlichen Schulamt endgültig von der Abiturprüfung ausgeschlossen werden; in diesem Fall hat 
die Prüfungsteilnehmerin oder der Prüfungsteilnehmer die Schule zu verlassen. 
(4) Wer durch sein Verhalten die Prüfung so schwerwiegend behindert, dass es nicht möglich ist, ihre 
oder seine Prüfung oder die anderer Prüfungsteilnehmerinnen oder Prüfungsteilnehmer 
ordnungsgemäß durchzuführen, kann von der weiteren Prüfung ausgeschlossen werden. Die 
Entscheidung trifft der Prüfungsausschuss. Bei Ausschluss gilt die Abiturprüfung als nicht bestanden. 
(5) Tritt eine Prüfungsteilnehmerin oder ein Prüfungsteilnehmer nach Beginn der Prüfung zurück, so 
gilt die Abiturprüfung als nicht bestanden. 
(6) Versäumt eine Prüfungsteilnehmerin oder ein Prüfungsteilnehmer aus Gründen, die sie oder er 
selbst zu vertreten hat, eine schriftliche oder mündliche Prüfung oder verweigert sie oder er in der 
Prüfung die Leistung, gilt die Abiturprüfung als nicht bestanden. 
(7) Bei Verhinderung durch Krankheit oder aus anderen wichtigen Gründen wird eine Nachprüfung 
durchgeführt. Die Termine für die schriftlichen Nachprüfungen legt das Kultusministerium fest. Die 
Termine für die mündlichen Nachprüfungen werden von der oder dem Vorsitzenden des 
Prüfungsausschusses in Absprache mit der Schulleiterin oder dem Schulleiter und im Benehmen mit 
dem Staatlichen Schulamt festgelegt. Nimmt die Prüfungsteilnehmerin oder der Prüfungsteilnehmer 
aus einem von ihr oder ihm nicht zu vertretenden Grund an der schriftlichen Nachprüfung nicht teil, so 
entscheidet das zuständige Staatliche Schulamt, wann sie oder er die entsprechende Prüfung ablegt. 
 
§ 31 Nachteilsausgleich 
 
(1) Auf Antrag ist behinderten Prüfungsteilnehmerinnen und Prüfungsteilnehmern ein der Behinderung 
angemessener Nachteilsausgleich im Rahmen der geltenden Bestimmungen zu gewähren. 
(2) Die oder der Vorsitzende des Prüfungsausschusses entscheidet, gegebenenfalls nach Vorlage 
eines ärztlichen Attestes, über Abweichungen von Vorschriften für das Prüfungsverfahren im 
Benehmen 
mit dem Prüfungsausschuss. 
(3) Die fachlichen Anforderungen an die Abiturprüfung bleiben unberührt. 

§ 32 Durchführung der schriftlichen Prüfung 

(3) Die Schulleiterin oder der Schulleiter sorgt dafür, dass die Lage der Prüfungsräume und die 
Anordnung 
der Plätze den Prüfungsteilnehmerinnen und Prüfungsteilnehmern ein ungestörtes und 
selbstständiges Arbeiten ermöglichen. Sie oder er regelt die Aufsicht. Die aufsichtführende Lehrkraft 
weist vor Beginn der Prüfung auf die Bestimmungen über Täuschungen und andere 
Unregelmäßigkeiten 
(§ 30) hin. Sie stellt ferner durch Fragen fest, ob Prüfungsteilnehmerinnen oder Prüfungsteilnehmer 
sich krank fühlen. Erklärt eine Prüfungsteilnehmerin oder ein Prüfungsteilnehmer, sie oder er 
fühle sich krank, nimmt sie oder er an der Prüfung dieses Tages nicht teil und ist bis zur 
Wiederherstellung 
der Gesundheit von der Prüfung zurückgestellt. Sie oder er hat innerhalb von drei Tagen ein 
ärztliches Attest vorzulegen. Ein neuer Prüfungstermin wird nach § 30 Abs. 7 festgesetzt. 
(4) Für die schriftlichen Arbeiten darf nur Papier verwendet werden, das von der Schule zur Verfügung 
gestellt wird. Nach Abschluss der Arbeiten sind die Reinschriften, Entwürfe, Aufzeichnungen und das 



nicht verwendete Papier abzugeben. Die für die Lösung der Aufgaben erforderlichen Hilfsmittel, wie 
Wörterbücher, Tabellensammlungen und Textsammlungen, werden allen Prüfungsteilnehmerinnen 
und Prüfungsteilnehmern von der Schule zur Verfügung gestellt. 
(5) Nach den erforderlichen Hinweisen und Feststellungen werden die Prüfungsaufgaben bekannt 
gegeben. Auf die Möglichkeit des Abs. 6 ist hinzuweisen. Texte, die übersetzt werden sollen, werden 
den Prüfungsteilnehmerinnen und Prüfungsteilnehmern ausgehändigt. Nach Bekanntgabe und 
Erläuterung der Prüfungsaufgaben wird das Ende der Prüfungszeit festgesetzt und den 
Prüfungsteilnehmerinnen und Prüfungsteilnehmern bekannt gegeben. 
(6) Die Prüfungsteilnehmerinnen und Prüfungsteilnehmer können ihren schriftlichen Arbeiten 
Erläuterungen beifügen, die über den Arbeitsgang Aufschluss geben. Sie können in diesen 
Erläuterungen auch Zweifel an der Richtigkeit der vorgelegten Lösung äußern und begründen, warum 
ihnen eine Lösung nicht möglich ist. 
(7) Der Prüfungsraum darf von den Prüfungsteilnehmerinnen und Prüfungsteilnehmern nur einzeln 
und für kurze Zeit verlassen werden. Es ist dafür zu sorgen, dass während dieser Zeit keine 
Täuschungen begangen werden. Wer seine Arbeit beendet hat, gibt sie der aufsichtführenden 
Lehrkraft ab und verlässt den Prüfungsraum. Nach Ablauf der Arbeitszeit sind alle Arbeiten 
abzugeben. 
(8) Über jede schriftliche Prüfung einer Prüfungsgruppe ist eine Niederschrift zu führen. Die 
Niederschrift 
muss enthalten: 
1. Namen und Ort der Schule, 
2. Angaben über die Sitzordnung mit Namen der Prüfungsteilnehmerinnen und Prüfungsteilnehmer, 
3. Namen der Prüferin oder des Prüfers und das Prüfungsfach, 
4. Angaben über die Maßnahmen nach Abs. 3, 
5. Angaben über die erlaubten und nach Abs. 4 zur Verfügung gestellten Hilfsmittel, 
6. Beginn und Ende der Prüfungszeit, 
7. Angaben über besondere Vorfälle, insbesondere über den Zeitraum, in dem eine 
Prüfungsteilnehmerin 
oder ein Prüfungsteilnehmer den Prüfungsraum verlassen hat, 
8. Zeitpunkt, zu dem jede Prüfungsteilnehmerin und jeder Prüfungsteilnehmer ihre oder seine 
Prüfungsarbeit 
abgegeben hat, 
9. Namen der aufsichtführenden Lehrerinnen und Lehrer und Zeitangabe über die Dauer ihrer 
Aufsicht. 
 
§ 33 Bewertung der schriftlichen Arbeiten 
 
(1) Jede schriftliche Arbeit wird von der Prüferin oder dem Prüfer unter Berücksichtigung von § 25 
Abs. 4 durchgesehen, korrigiert und bewertet. Ist die Reinschrift nicht vollständig, so können in 
begründeten 
Ausnahmefällen Entwürfe zur Bewertung herangezogen werden, wenn sie zusammenhängend 
konzipiert sind und die Reinschrift mindestens etwa drei Viertel des erkennbar angestrebten 
Gesamtumfangs hat. Die Entscheidung trifft die Prüferin oder der Prüfer. 
(2) Fehler sind in der Arbeit zu unterstreichen und am Rand nach Art und Gewicht zu kennzeichnen. 
Auf einem besonderen Blatt ist eine zusammenfassende Bewertung zu erstellen, die nachvollziehbar 
ist. Anlage 9 ist zu berücksichtigen und die Bewertung ist mit einer Punktzahl (§ 9 Abs. 1) 
abzuschließen. 
(3) Jede schriftliche Arbeit wird von einer zweiten Lehrkraft entsprechend Abs. 1 durchgesehen, 
korrigiert und bewertet. Sie kann sich entweder der Bewertung der Prüferin oder des Prüfers 
anschließen oder eine eigene Bewertung abgeben. Weichen die beiden Bewertungen voneinander ab, 
so kann ein neues übereinstimmendes Gutachten gemeinsam erstellt werden. Andernfalls entscheidet 
die oder der Vorsitzende des Prüfungsausschusses im Rahmen der vorgeschlagenen Bewertungen. 
Sie oder er kann nach Aktenlage entscheiden, die beteiligten Lehrkräfte anhören oder eine 
Drittkorrektur anordnen. 
Die Zweitkorrektur wird entweder von einer Lehrkraft der eigenen Schule, die von der Schulleiterin 
oder dem Schulleiter bestimmt wird, oder im Benehmen mit dem zuständigen Staatlichen 
Schulamt von einer Lehrkraft einer anderen Schule durchgeführt. Das Kultusministerium kann zur 
Entwicklung und Sicherung einheitlicher Bewertungsmaßstäbe anordnen, dass für alle oder einzelne 
Fächer landesweit oder für bestimmte Regionen die Zweitkorrektur der schriftlichen Arbeit von 
Lehrkräften anderer Schulen vorgenommen wird. 
(4) Die korrigierten und bewerteten Arbeiten werden der oder dem Vorsitzenden des 
Prüfungsausschusses rechtzeitig vor Bekanntgabe der Ergebnisse vorgelegt. 


